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Aus anderen sozialistischen Ländern

Erfahrungen sozialistischer Länder 
bei der Wiedereingliederung 
aus der Strafhaft Entlassener
Prof. Dr. sc. HANS WEBER,
Leiter des Lehrstuhls Strafrecht und Strafprozeßrecht 
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Auf dem IV. Regionalen Symposium, das im Dezember 1979 
in Visegräd (Ungarische VR) stattfand, berieten Krimino­
logen sozialistischer Länder über die Effektivität der Frei­
heitsstrafe, die Rückfallkriminalität und die Wiedereinglie­
derung aus dem Strafvollzug entlassener Personen.! Die 
Kombination dieser Themen entspricht ihrem inneren Zu­
sammenhang. Die Rückfallkriminalität ist ein wesentlicher 
Teil der Kriminalität, von dessen erfolgreicher Vorbeugung 
und Bekämpfung die Entwicklung der Gesamtkriiminalität 
mit bestimmt wird.

Unter den Zielen der Freiheitsstrafe steht die Verhü­
tung der Begehung erneuter Straftaten im Vordergrund. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist neben dem erzieherisch 
wirksam ausgestalteten Vollzug der Strafe eine effektive 
Wiedereingliederung der aus dem Strafvollzug Entlassenen 
notwendig. Bei allen behandelten Themen wurde daher 
auch über Probleme der Wiedereingliederung unter den 
verschiedensten Gesichtspunkten beraten.

Inhalt der Wiedereingliederung

Ausgangspunkt für das zu beratende Thema war der Stand­
punkt, daß die Wiedereingliederung in den sozialistischen 
Ländern nicht nur eine strafrechtliche Frage, sondern ein 
komplexer sozialpolitischer Prozeß ist, in dem folgende — 
eng miteinander verbundene — Aufgaben zu lösen sind:
— Wiederaufhebung der mit den Strafen mit Freiheits­

entzug verbundenen Isolierung von der Gesellschaft;
— rechtzeitiges Erkennen und Ausräumen von Konflikten, 

die bei der Wiedereingliederung auf treten;
— Verhinderung erneuter Straffälligkeit bzw. anderer 

Rechtsverletzungen.
Dabei obliegen dem Verurteilten Pflichten, über deren 

Erfüllung eine Kontrolle auszuüben ist. Ihm ist auch Hilfe 
und Unterstützung zu gewähren, und bei gefährlichen Tä­
tern ist eine Aufsicht notwendig. So werden alle Voraus­
setzungen dafür geschaffen, daß sich der aus dem Straf­
vollzug Entlassene künftig verantwortungsbewußt verhal­
ten kann, die Gesetze achtet und seine Pflichten gegenüber 
der Gesellschaft und der Familie erfüllt.

Der komplexe Charakter der Wiedereingliederung fin­
det seinen Niederschlag auch in den gesetzlichen Regelun­
gen. Wichtige Bestimmungen über die Wiedereingliede­
rung sind in den Strafgesetzbüchern der sozialistischen 
Länder enthalten, insbesondere in den Bestimmungen 
über die strafrechtliche Verantwortlichkeit für Rückfall. 
Weiter wird die Wiedereingliederung in der Gesetzgebung 
über den Strafvollzug geregelt, vor allem unter dem Ge­
sichtspunkt der rechtzeitigen Vorbereitung der Wiederein­
gliederung. In einigen Ländern (DDR und Ungarische VR) 
wurden dazu spezielle Gesetze erlassen.

Staatliche Leitung der Wiedereingliederung * So

In den sozialistischen Ländern gibt es auf dem Gebiet der 
Wiedereingliederung unterschiedliche Leitungsmethoden.
So Obliegt z. B. in der UdSSR, OSSR und DDR die Verant­
wortung für die Wiedereingliederung der aus dem Straf­
vollzug Entlassenen den örtlichen Volksvertretungen und

ihren Organen. In der UdSSR bestehen besondere Kommis­
sionen bei den örtlichen Sowjets, die sich mit der Wieder­
eingliederung befassen. Bei den Nationalausschüssen der 
CSSR sind dafür Kuratoren tätig.

In der Ungarischen VR und in der VR Polen ist die 
Verantwortung für die Wiedereingliederung den Gerichten 
übertragen worden. Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind bei 
den Gerichten hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbei­
ter (Kuratoren) tätig, die nicht einfach nur eine Betreu­
ungstätigkeit ausüiben, sondern auch administrative Befug­
nisse haben. So kann z. B. in der Ungarischen VR das 
Gericht den Verurteilten verpflichten, dem Kurator den 
Wechsel des Arbeitsplatzes oder Wohnortes vorher mitzu­
teilen und ihm einen Betrag des im Strafvollzug zurück­
gelegten Geldes oder einen Teil des Arbeitslohnes (bis zu 
50 Prozent) zur Aufbewahrung zu übergeben. Die Kurato­
ren haben die Aufgabe, die Einhaltung der dem Verurteil­
ten auferlegten Verpflichtungen zu kontrollieren, so z. B. 
Meldepflichten, das Verbot des Umgangs mit bestimmten 
Personen oder die Verpflichtung zur Qualifizierung. Die 
ehrenamtlichen Kuratoren erfüllen hierbei unmittelbar 
Aufgaben der Betreuung, die mit der Wiedereingliederung 
verbunden sind. Sie kommen vor allem aus dem Kreise 
von Produktionsarbeitern, Mitgliedern sozialistischer Bri­
gaden, gesellschaftlichen Organisationen, Pädagogen und 
Schöffen. In Ungarn sind die hauptamtlichen Funktionäre 
in der Regel Pädagogen, Psychologen und Juristen.

Probleme in der Arbeit der auf dem Gebiet der Wie­
dereingliederung tätigen Mitarbeiter ergeben sich (vor al­
lem bei den hauptamtlichen) daraus, daß sie zum Teil eine 
große Anzahl von aus dem Strafvollzug Entlassenen zu 
betreuen haben und daß unter solchen Bedingungen mit­
unter eine intensive Arbeit mit jedem einzelnen nicht in 
dem erforderlichen Maße möglich ist. Ziel ihrer Tätigkeit 
ist dennoch in jedem Füll, ein Vertrauensverhältnis zwi­
schen Betreuer und Entlassenem herzustellen und so die 
Basis für eine mit Einfühlungsvermögen und Konsequenz 
gestaltete erzieherische Einflußnahme zu schaffen.

Kontrolle hartnäckig undisziplinierter Rückfalltäter

In allen sozialistischen Ländern ist die Kontrolle über ge­
fährliche bzw. hartnäckig undisziplinierte Rückfalltäter 
fester Bestandteil der Wiedereingliederung. Sie hat das 
Ziel, die Begehung erneuter Straftaten zu verhüten. Diese 
Kontrolle wird durch ein System administrativer Maßnah­
men (Auferlegung von Pflichten, Einschränkung von Rech­
ten, Meldepflichten), die Kontrolle über deren Erfüllung 
und durch besondere Festlegungen über die Beaufsichti­
gung gewährleistet.

So kann z. B. in der UdSSR solchen Tätern die Ver­
pflichtung auferlegt werden, das Wohnhaus zu einer be­
stimmten Zeit nicht zu verlassen, sich an bestimmten Stel­
len des Rayons (der Stadt) nicht aufzuhalten, den Rayon 
bzw. die Stadt nur zu einer bestimmten Zeit oder gar nicht 
zu verlassen, sich bei der Miliz zur Registrierung ein- bis 
viermal im Monat zu melden.

Die Rolle der Arbeitskollektive

Deutlich wurde auf dem Symposium, daß die Arbeit in 
einem Kollektiv die zentrale Rolle bei der Wiedereinglie­
derung der aus dem Strafvollzug Entlassenen spielt. Die 
Arbeit wird als ein wichtiges Mittel zur Integration in die 
Gesellschaft angesehen. Daher gehört das Beschaffen eines 
geeigneten Arbeitsplatzes in allen sozialistischen Ländern 
zum festen Bestandteil des Systems der Wiedereingliede­
rungsmaßnahmen.


